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MIPIM-SPECIAL

EIN STARKER HANDEL FÜR VITALE INNENSTÄDTE

Der Handel ist und bleibt die Leitfunk­
tion der Innenstädte: Die Meldungen um 
zunehmende Leerstände in den Handelsla-
gen sowie die weiterhin hohen Umsatzzu-
wächse im Bereich des Onlinehandels ver-
stellen den Blick für die Tatsache, dass der 
stationäre Handel in den Innenstädten 
weiterhin die Leitfunktion ist und in Zu-
kunft bleiben wird. Auch wenn die Sogwir-
kung des Handels in einigen Innenstädten 
durch eine verminderte Flächenpräsenz zu-
rückgeht, ist dies nicht gleichbedeutend 
mit einer veränderten Rangfolge der In-
nenstadtfunktionen.

Stirbt der Handel, stirbt die Stadt

Für Innenstädte mit einer verminderten 
Flächenpräsenz des Einzelhandels ist lei-
der zu konzertieren, dass sie meist nicht 
nur eine nachlassende Handelsfunktion  
zu beklagen haben. In der Regel liegen 
breitere Funktionsstörungen vor. Ob diese 
durch die Steigerung anderer Funktionen 
aufgefangen werden können muss be-
zweifelt werden, da mit der Wohnfunk- 
tion keine Zentralitätssteigerung verbun-
den ist und andere Wirtschaftsbereiche 
wie etwa Banken oder Versicherungen 
ebenfalls die Filialnetze aufgrund der Digi-
talisierung konsolidieren. Im Ergebnis 
bleibt der Einzelhandel auch in diesen In-
nenstädten mit Funktionsstörungen die 
Leitfunktion.

Zudem zeigt die jüngste vom Handelsver-
band Deutschland (HDE) unterstütze Stu-
die des IFH „Vitale Innenstädte 2018“, dass 
der Hauptanlass zum Besuch der Innen-
städte mit deutlichem Vorsprung das Ein-
kaufen ist. Außerdem ist festzuhalten, dass 
über den Einzelhandel auch die höchsten 
Mieteinnahmen aller Innenstadtfunktionen 
zu erzielen sind. Demnach ist ein Mieter-
wechsel vom Einzelhandel zu einer ande-
ren Funktion oft mit Mindereinnahmen 
verbunden. 

Diese können dazu beitragen, dass die Im-
mobilien an Rentabilität verlieren, die Er-
trags- und schlussendlich die Buchwerte 
der Immobilien neu bemessen werden 
müssen und notwendige Instandsetzungs- 
und Renovierungsarbeiten verzögert oder 
gar nicht durchgeführt werden (können). 
Letzteres hat einen negativen Einfluss auf 
das bauliche Erscheinungsbild des Mikro
standortes und trägt nicht zur Attraktivität 
der Innenstadt bei.

Forderung: Wichtige städtebauliche Maß-
nahmen (Verkehrsführung, Baustellen, An-
siedlung von Frequenzbringern et cetera) 
müssen konsequent auf die Wirkungen be-
züglich des Handels und somit der Versor-
gung der Bevölkerung untersucht werden. 
Die Händler sichern die Zukunft der Stadt-
zentren. Stirbt der Handel, stirbt die Stadt. 

Investitionen in die Zukunft müssen 
sich rechnen 

Digitale Infrastruktur ausbauen: Der 
Handel war schon immer serviceorientiert 
und hat den Kunden ein umfassendes An-
gebot geboten. Doch die Anforderungen an 
kundenorientierten Service sind für den 
Handel im Zuge der Digitalisierung extrem 
gestiegen. Die Digitalisierung ist dabei kein 
alleiniger Verursacher von Veränderungen. 
Vielmehr ist sie ein Katalysator der Verän-
derungen. So sind im Zeitraum von 2010 

bis 2019 rund 35 000 Geschäfte vom Markt 
verschwunden.

Um dem Kundenwunsch nach größerer 
Transparenz sowie immerwährender Ver-
fügbarkeit von Waren Rechnung zu tragen, 
sind Investitionen in den digitalen Kunden-
service unumgänglich. Dies erfordert nicht 
nur erhebliche Investitionen in die (hof-
fentlich) richtigen Innovationen und den 
Aufbau von kognitiven Netzen in der Lo-
gistik (zum Beispiel B2C – letzte Meile), 
sondern auch ein völlig neues Know-how 
von den Mitarbeitern. 

Ein erheblicher Teil dieser Investitionen 
macht aber nur Sinn, wenn diese Technik 
reibungslos funktioniert und auch beim 
Kunden „ankommt“. Das hierzu notwendige 
schnelle Internet ist jedoch in großen Tei-
len Deutschlands nicht vorhanden. Auch 
die Vergabe der 5G-Lizenzen wird kurz
fristig an diesem Zustand nichts ändern. 
Leider ist ein Versagen der Bundespolitik 
festzustellen, welches nicht mit „Willens-
bildung“ allein behoben werden kann. 

Forderung: Die Internetanbindung muss 
bundesweit beschleunigt werden. Dabei 
sollten die vielschichtigen Smart-City-An-
sätze der Kommunen gestärkt werden. 

Stärkeres Bewusstsein für die 
Stadtgestaltung 

Baukultur und Flair erhalten: Das Thema 
„Baukultur“ ist seit jeher eine Kernkompe-
tenz des Handels. Viele der baugeschicht-
lich bedeutenden Innenstädte werden ge-
prägt durch gute Handelsarchitektur. Auch 
wenn das Thema Einzelhandel einen hohen 
Stellenwert bei den wichtigsten Anzie-
hungspunkten der Innenstädte hat, über-
wiegt bei den Kunden der Wunsch nach 
einem guten Ambiente und Flair. Der Kun-
de wünscht sich „gute Orte“ mit einer 
hohen Aufenthaltsqualität.

Diese „guten Orte“ ergeben sich durch die 
areal-bauliche Gestaltung beziehungsweise 
durch die Gebäude sowie Plätze und Grün-
flächen. Daraus wird ablesbar, dass der 
Handel bei der Gestaltung der Innenstädte 
intensiv mit den Kommunen zusammenar-
beiten muss, da der Handel nur bedingten 
Einfluss auf die bauliche Gestaltung der In-
nenstädte hat. Die Gestaltung von Plätzen 
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und Grünflächen ist komplett das Kompe-
tenzfeld der Kommunen. 

Forderung: Das Bewusstsein der Kommu-
nen für die Bedeutung der Stadtgestaltung 
muss gestärkt werden. Hierzu sind Gestal-
tungsbeiräte verpflichtend einzurichten. 
Zudem muss die Baukultur bei der Vergabe 
von Städtebauförderung immer zu einem 
Kriterium der Mittelvergabe werden. 

Schließungen sind ein 
gesamtgesellschaftliches Problem

Handel ist Heimat – die soziale Funk­
tion der Branche honorieren: Der HDE 
erwartet insbesondere in Mittelstädten, die 
im Einzugsgebiet von Großstädten oder 
den Metropolen liegen, eine deutliche Zu-
nahme der Leerstände. Dies ist verbunden 
mit einer Verringerung der Versorgungs-
dichte und wird zunehmend die „gleich-
wertigen Lebensverhältnisse“ infrage stel-
len. Die Auswirkungen reichen für den 
Bürger jedoch viel weiter, weil mit dem 
Schließen von alteingesessenen Geschäf-
ten auch ein Verlust an Heimat und somit 
Identifikation einhergeht. 

Zudem schätzt der Kunde das Engagement 
des Handels zur Stärkung des Standortes 
sowie die Unterstützung von sozialen und 
karitativen Einrichtungen. Der stationäre 
Handel verbindet daher aus Sicht der Kun-
den gleichzeitig die Versorgungsfunktion 
mit einer sozialen Rolle und prägt im star-
ken Maße das Heimatgefühl der Menschen. 
Deshalb ist der prognostizierte Verlust von 
Geschäften bei der gleichzeitigen Zunahme 
von Leerständen ein gesamtgesellschaftli-
ches Problem. Der Handel ist „Kulturraum-
pfleger der Innenstädte“. 

Forderung: Die Politik muss den Handel 
mit dem gesamten Spektrum seiner Wir-
kung für die Bevölkerung wahrnehmen. 
Der Handel benötigt eine zentrale Anlauf-
stelle für alle Belange zur Versorgung der 
Bevölkerung in der Bundesregierung. 

Erreichbarkeit des Standortes Innen­
stadt sicherstellen: Zurzeit wird die Er-
reichbarkeit der Innenstädte stark durch 
die Diskussion um Fahrverbote dominiert. 
Der Handel hat durch intensive Lobbyarbeit 
die Verantwortungsträger auf die Folgewir-
kungen der Fahrverbote aufmerksam ge-
macht (weitere Frequenzverluste in den 
betroffenen Innenstädten und Ausweichen 
der Kunden auf alternative Versorgungs-
möglichkeiten – Grüne Wiese, Internet). 

Jedoch sind die Klagen juristische Verfah-
ren, die im Zusammenhang mit der Gewal-

tenteilung zu Recht nicht zu lobbyieren 
sind. Daher ist die Politik nun aufgefordert, 
die Rahmenbedingungen eines Mobilitäts-
wandels handelsverträglich zu gestalten.

BMVI nimmt Vorschlag zu 
„Nachtlogistik“ auf

Die Dekarbonisierung des Verkehrs ist da-
bei nur ein Handelsstrang. Denn: Auch 
wenn die Schadstoffwerte durch die Er-
neuerung und Dekarbonisierung des Fahr-
zeugbestandes unterhalb der gesetzlichen 
Grenzwerte liegen werden, ist das Problem 
des drohenden Verkehrsinfarktes nicht ge-
bannt. Dies gilt im besonderen Maße für 
die hochverdichteten Innenstadtbereiche. 
Sowohl der Güterverkehr als auch der Per-
sonenverkehr werden in den nächsten Jah-
ren deutlich anwachsen. 

Allein die Zunahme der durch den On
linehandel induzierten Verkehre wird die 
Verkehrsinfrastruktur an Grenzen führen. 
Daher arbeitet der HDE an Strategien zur 
Vermeidung des Verkehrsinfarktes. Dabei 
ist die Möglichkeit zur Umstellung auf Lie-
ferzeiten in den Abend- und Nachtstunden 
eine der zentralen Forderungen. Erfreu
licherweise hat das Bundesministerium für 
Verkehr und digitale Infrastruktur die 
„Nachtlogistik“ mittlerweile in das „Inno
vationsprogramm Logistik 2030“ der Bun-
desregierung aufgenommen. 

Forderung: Die Politik muss Fördermaß-
nahmen ergreifen, um den Verkehrsinfarkt 
zu vermeiden. Hierzu gehören Erleichte-
rungen bei der Genehmigung von Nacht-
anlieferungen um den Verkehr tagsüber zu 
Stoßzeiten zu entzerren. 

Immobilienbesitzer in die Pflicht neh­
men: Die zum Teil durch Umsatzverschie-
bungen zugunsten des Onlinehandels be-
stehenden Umsatzverluste bei etlichen 
Händlern werden zu betriebswirtschaft
lichen Problemen führen. Daher ist der 
Handel gezwungen, insbesondere seine 
Fixkosten zu betrachten und Einsparpoten-
ziale zu heben. Eine große und zugleich 
verhandelbare Position sind die sogenann-
ten „Lagerenten“, also die Miete, die ein 
Händler vor Ort bezahlt.

Handel liefert nach wie vor  
die höchste Mietrendite

Wenn allein festzuhalten ist, dass der On-
linehandel zehn Prozent der Gesamtum-
sätze generiert und einige Branchen mitt-
lerweile Umsatzverschiebungen zugunsten 
des Onlinehandels von bis zu 40 Prozent zu 

verzeichnen haben (Consumer Electronics), 
ist es unverständlich, dass die Mieten nicht 
im gleichen Maß angepasst werden. An 
den Top-7-Standorten ist zwar eine Stag-
nation respektive ein leichter Rückgang der 
Mieten zu beobachten. Die schwachen 
Handelslagen verzeichnen sogar teilweise 
deutliche Mietminderungen bei einer Neu-
vermietung. 

Dennoch ist festzuhalten, dass von einer 
„Mietpartnerschaft“ zwischen den Vermie-
tern und dem Handel nicht gesprochen 
werden kann. Die Immobilieneigentümer 
haben immer noch nicht verstanden, dass 
der Handel selbst bei einer aktiven Miet-
minderung immer noch die Branche ist, die 
an dem Standort die höchste Rendite 
bringt. Daher ist in der Zukunft leider von 
einem deutlichen Anstieg von Leerständen 
in den Handelslagen auszugehen. 

Forderung: In allen Bundesländern müs-
sen Gesetze zur Einrichtung von Business 
Improvement Districts (BIDs) verabschiedet 
werden müssen. Die bestehenden Gesetze 
sind zu harmonisieren. 

Kompensation für nachlassende 
Sogwirkung

Kooperationen stärken: Die Flächennach-
fragen der Expansionisten der diversen 
Handelsbranchen sind sehr unterschied-
lich. Es ist jedoch ein eindeutiger Trend zu 
einer insgesamt nachlassenden Flächen-
nachfrage sowie zu einer Verminderung 
der durchschnittlichen Flächengröße zu 
erkennen. Zudem sinken in vielen Innen-
städten seit Jahren die Kundenfrequenzen. 
Daher müssen sich die Innenstadtakteure 
Gedanken machen, wie man dem begeg-
nen kann. 

Interessanterweise wird jedoch auch in den 
Kommunen an Maßnahmen gearbeitet, die 
die Sogwirkung der öffentlichen Verwal-
tung für die Innenstädte und somit auch 
den Einzelhandel vermindern wird. Ge-
meint ist die sukzessive Umstellung von 
Verwaltungsvorgängen im Zuge der kom-
munalen E-Gouvernement-Strategien. Die-
se sind berechtigt und werden von den 
Bürgern immer stärker gefordert bezie-
hungsweise werden sich vorausseitlich zu 
einem Gunstfaktor von Kommunen entwi-
ckeln. Die Städte sind aber gleichzeitig auf-
gefordert Maßnahmen zu entwickeln, die 
die nachlassende Sogwirkung zu kompen-
sieren vermögen.

Eine Funktion, die eine zusätzliche Sog
wirkung auslösen kann, wurde zu großen 
Teilen im Laufe der Jahre aus den In

 
 
Dieser Artikel ist urheberrechtlich geschützt. Die rechtliche Freigabe ist für den Abonnenten oder Erwerber ausschließlich zur eigenen Verwendung. 
Helmut Richardi Verlag GmbH



30 3 | 2020  Immobilien & Finanzierung

120

nenstädten verdrängt: das „warenaffine“ 
Handwerk. Gründe waren für das Hand-
werk vor allem unrentierliche Mieten sowie 
Umweltauflagen. Neue Produktionstechni-
ken und die „smarte Produktion“ sowie 
stark nachlassende Mieten in schwachen 
Innenstädten können heutzutage aller-
dings wieder zu einer symbiotischen Nach-
barschaft mit dem Handel führen. Des 
Weiteren sind das lokale Stadtmarketing 
sowie Citymanagement zu stärken, leider 
ist das Profil dieser Berufsstände aber nicht 
eindeutig festgelegt. 

Forderung: Die rechtlichen Rahmenbedin-
gungen müssen an die gewünschte Nut-
zungsmischung im Gebietstyp „Kerngebiet“ 
(zum Beispiel TA Lärm) angepasst werden. 
Zudem bedarf es einer bundeseinheitlichen 
Profilbeschreibung des Berufsbildes City- 
und Stadtmarketing durch eine allgemein-
gültige Zertifizierung der Organisationen.  

Vorgaben der Raumordnung moderni­
sieren: Der HDE hat zusammen mit dem 
Bundesbauministerium 2016 die erste Stu-
die zu den möglichen räumlichen Auswir-
kungen des Onlinehandels auf die Innen-
städte veröffentlicht. Im Ergebnis wird 
festgehalten, das der Onlinehandel erheb
liche Auswirkungen auf das Verbraucher-
verhalten und somit der Bewegung im 
Raum hat. 

Fehlerhafte Berechnungen in der  
Raum- und Regionalplanung

Dabei entzieht sich der Onlinehandel je-
doch den bewährten Regularien der Raum-
ordnung, bis hin zu der Tatsache, dass die 
Umsatzverschiebungen durch den Online-
handel in den Konzepten zur Raumsteue-
rung nicht berücksichtigt werden, sodass 
die Raumplanung zurzeit mit fehlerhaften 
Kennziffern bezüglich der Einzelhandels-
steuerung arbeitet.

Gleichzeitig findet keine wirksame Steue-
rung im interkommunalen Austausch statt, 
sodass die Regionalplanung wenig Einfluss 
auf eine optimale Versorgung der Bevölke-
rung hat. Jede Kommune errechnet für sich 
die Kaufkraftpotenziale im eigenen Ein-
zugsgebiet ohne zu bedenken, dass es 
Überlagerungen der Einzugsbereiche gibt. 
Dies führt in der Summe zu Potenzialen, 
die in der Realität nicht vorhanden sind. 
Der Handel ist jedoch bei seinen eigenen 
Investitionen auf verlässliche Raumanaly-
sen angewiesen, um Fehlinvestitionen zu 
vermeiden. 

Hier findet das Gegenstromprinzip nach § 1 
Absatz 3 ROG Anwendung, wonach die 

Entwicklung der Teilräume einerseits und 
die Entwicklung des Gesamtraumes an
dererseits, miteinander zu harmonisieren 
sind. Die kommunale Selbstverwaltung 
findet allerdings in der Praxis kein ver
hältnismäßiges Regulativ. Aufgrund der 
anstehenden Probleme durch zunehmende 
Leerstände ist es für eine gute Stadt
planung mittlerweile unerlässlich, die 
Flächenpotenziale im Sinne einer raschen 
Neuvermietung laufend systematisch zu 
erfassen und mithilfe einer GIS-basierten 
Software zu visualisieren.

Forderung: Die Überprüfung und Anpas-
sung der Einzelhandels- und Zentrenkon-
zepte muss eine Standardaufgabe der 
Kommunen werden. In diesem Zusammen-
hang muss auch die Regionalplanung bei 
der Abstimmung dieser Konzepte gestärkt 
werden. Zudem müssen die Kommunen zur 
besseren Steuerung der Leerstände ein 
bundeseinheitlich standardisiertes kommu-
nales Leerstandskataster führen. 

Lebensmittelmärkte: Ansiedelung  
neben der Innenstadt

Einfachere Baugenehmigung für Nah­
versorger: Die Bundesbürger sind mit der 
Versorgung von Waren des täglichen Be-
darfs in allen Landesteilen überwiegend 
zufrieden oder sehr zufrieden. Das ist auch 
das Ergebnis der engen Netzdichte an Nah-
versorgungsstandorten des Lebensmittel
einzelhandels von zirka 38 000 Standorten 
bundesweit. Dabei wird das Filialnetz mit 
zunehmender Bevölkerungsdichte engma-
schiger – ganz im Sinne einer optimalen 
Versorgung der Bevölkerung. 

Das Filialnetz des Lebensmitteleinzelhandel 
bietet der zu versorgenden Bevölkerung ein 
an den Kundenbedürfnissen ausgerichtete 
Auswahl an Waren sowie moderne Ein-
kaufsmöglichkeiten. Diese werden über 
permanente Investitionen in die Handels
standorte erreicht, sodass Deutschland 
über eines der modernsten Filialstandorte 
verfügt. 

Die Ausrichtung an den Kundenbedürfnis-
sen bedingt jedoch, dass die Flächengrößen 
über ein Maß von 800 Quadratmetern Ver-
kaufsfläche mittlerweile die Regel sind. 
Gleichzeitig verzichten die bisher sehr 
großflächigen Anbieter weitestgehend oft 
auf innenstadtrelevante „Randsortimente“, 
sodass Flächenbedürfnisse zwischen 1 200 
und 2 500 Quadratmeter bestehen. 

Da der Lebensmitteleinzelhandel verbrau-
chernah (fußläufig) angesiedelt werden 
soll, kann eine ansonsten gewünschte Kon-

zentration auf den Handelsstandort Innen-
stadt für den Lebensmitteleinzelhandel re-
lativiert werden. Dieser hat sich neben der 
Innenstadt ganz bewusst verbrauchernah 
und somit dezentral anzusiedeln.

Leider stößt die Modernisierung dieses Fili-
alnetzes aber immer wieder an Grenzen der 
Genehmigungspraxis. Obschon der zentrale 
§ 11 Absatz 3 Satz 4 der BauNVO ausdrück-
lich sagt, dass „(…) Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass Auswirkungen bereits bei 
(…) mehr als 1 200 Quadratmetern Ge-
schossfläche nicht vorliegen (…)“. 

Davon ist im Sinne einer typischen Atypik 
beim Lebensmitteleinzelhandel regelmäßig 
auszugehen. „Im Hinblick auf die besonde-
re Bedeutung des Lebensmitteleinzelhan-
dels für die Sicherung einer verbraucher-
nahen Versorgung der Bevölkerung sind 
nach dem Leitfaden von großflächigen 
Lebensmitteleinzelhandelsbetrieben in grö-
ßeren Gemeinden und Ortsteilen auch 
oberhalb der Regelvermutungsgrenze von 
1 200 Quadratmetern Geschossfläche auf-
grund einer Einzelfallprüfung dann „nicht 
zwingend negative Auswirkungen auf die 
Versorgung der Bevölkerung und den Ver-
kehr anzunehmen“, wenn (1) der Flächen-
anteil für nicht nahversorgungsrelevante 
Sortimente weniger als zehn Prozent der 
Verkaufsfläche beträgt und (2) der Stand-
ort verbrauchernah, hinsichtlich des indu-
zierten Verkehrsaufkommens „verträglich“ 
sowie städtebaulich integriert ist. (siehe 
Urteil des Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg vom 27. März 2019).

Forderung: Großflächige Lebensmittelmärk-
te an städtebaulich integrierten Standorten 
haben regelmäßig keine negativen städte-
baulichen Auswirkungen und müssen in Zu-
kunft einfacher genehmigt werden. 

Lebensmodell „Landgemeinde“  
ernst nehmen

Entwicklung des ländlichen Raumes 
stärken: Zurzeit erleben wir in Deutsch-
land einen deutlichen Zulauf in die Groß-
städte beziehungsweise Metropolen. Da 
bisher eine starke Korrelation zwischen 
Arbeiten und Wohnen besteht, werden 
diese bundesdeutschen Wanderungsbewe-
gungen auch durch die hohe Arbeitsplatz-
dichte in den Oberzentren verursacht. Da-
bei existiert in der Bevölkerung jedoch kein 
ausgeprägtes Bedürfnis nach einem Le-
bensmodell „Großstadt“, ganz im Gegen-
teil: Nur 21 Prozent der Bundesbürger 
präferieren das Leben in der Großstadt. 
Demgegenüber möchten 45 Prozent gern 
in einer Landgemeinde leben.

MEHR ALS NUR KÄUFER
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Der Handel reagiert auf diese innerdeut-
schen Migrationsbewegungen mit einer 
Verlagerung der Versorgungssituation. 
Einfach ausgedrückt: Wo der Kunde ist, ist 
der Handel. Dieses an sich symbiotische 
Verhältnis wird in den Landesteilen zum 
Problem, wo die Bevölkerung unter einen 
Schwellenwert absinkt, an dem ein be-
triebswirtschaftlich auskömmliches Han-
delsangebot nicht mehr aufrechterhalten 
werden kann. Daher muss gegengesteuert 
werden und der Wunsch nach einem 
Lebensmodell „Landgemeinde“ ernst ge-
nommen werden. Hierzu ist das Paradig-
ma „das Wohnen folgt der Arbeit“ auf
zulösen. 

Dabei bietet gerade die Digitalisierung 
durch die Ermöglichung von Home-Office-
Modellen Lösungen. Daher befürwortet  
der HDE die neuerliche Auffassung des 
Bundesministerium des Innern, für Bau 
und Heimat, wonach: „Die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse (…) ohne 
die Wirtschaft nicht zu erreichen [ist]. (…) 
Das geht nur, wenn wir uns zum politi-
schen Ziel setzen, die Arbeitsplätze wieder 
näher zu den Menschen zu bringen“ 
(Bundesminister Horst Seehofer, Novem-
ber 2018).

Forderung: Die Politik muss mithilfe  
von Investitionen in den ländlichen Raum 
gegensteuern. Ein Faktor dabei ist ein 
flächendeckender und rascher Breit-
bandausbau – auch zur Ansiedlung neuer 
Arbeitsplätze. Zudem müssen staatliche 
Behörden sowie Hochschulen und vom 
Staat getragene wissenschaftliche Ein
richtungen bewusst als Kristallisations
kerne im ländlichen Raum angesiedelt 
werden. 

Keine vollständige Freigabe  
der Sonntagsöffnung

Verlässliche Sonntagsöffnung: Das Ver-
braucherverhalten hat sich grundlegend 
verändert. Der Kunde ist nicht mehr nur 
auf stationäre Geschäfte angewiesen, um 
sein Bedürfnis nach Waren aller Art zu be-
friedigen. Im Gegensatz zum Onlinehan-
del, der an sieben Tagen die Woche geöff-
net hat, müssen die stationären Geschäfte 
an Sonntagen geschlossen bleiben. Dies 
führt zu einer erheblichen Wettbewerbs-
verzerrung. Zwar sehen die Ladenöff-
nungsgesetze der Länder bereits heute 
eine begrenzte Anzahl an Sonntagsöff-
nungen im Jahr vor. Hierfür bedarf es je-
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doch stets eines besonderen Anlasses wie 
etwa einer Messe. 

Die dazu entwickelten Anforderungen der 
Verwaltungsgerichte sind zudem so hoch, 
dass die Kommunen kaum noch rechts
sichere Genehmigungen erteilen können. 
Viele Händler verzichten daher von vornhe-
rein auf eine Sonntagsöffnung, zumal die 
Gewerkschaft ver.di auch regelmäßig gegen 
diese Genehmigungen klagt. Die vollstän
dige Freigabe der Sonntagsöffnung steht 
aber nicht zur Diskussion. Ziel des HDE ist 
es stattdessen, die rechtssichere Durchfüh-
rung einer begrenzten Anzahl verkaufsoffe-
ner Sonntage im Jahr zu erreichen. 

Forderung: Der Anlassbezug muss weg
fallen. Stattdessen sollten für eine begren
zte Anzahl von verkaufsoffenen Sonntagen 
im Jahr in den Ladenöffnungsgesetzen der 
Länder abstrakt-generelle Gründe, wie der 
Erhalt lebendiger Innenstädte, gesetzlich 
definiert werden. Eine Einzelfallentschei-
dung wäre damit entbehrlich und Kom
munen und Händler bekämen die benötigte 
Rechtssicherheit. Das Verfahren zur An-
tragstellung hat sich am Grundsatz der 
schlanken Verwaltung beziehungsweise 
Entbürokratisierung zu orientieren.
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